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Zusammenfassung 
Einwilligungsfähige volljährige Personen mit psychischen Störungen interessieren sich vermehrt für die Möglichkeit, eine 
Patientenverfügung zu verfassen. Während in der Schweiz (wie in Deutschland auch) Patientenverfügungen grundsätzlich als 
verbindlich gelten, müssen Patientenverfügungen bei einer unfreiwilligen Unterbringung in einer psychiatrischen Klinik im 
Behandlungsplan lediglich berücksichtigt werden. Das eigentliche Ziel einer Patientenverfügung – die antizipative Selbstbe-
stimmung – wird damit in Frage gestellt. Aus ethischer Perspektive ist festzuhalten, dass Patienten mit psychischen Störungen 
die gleichen Rechte haben wie Patienten mit somatischen Erkrankungen, so dass sich die Frage stellt, ob es gute Gründe für 
diese Ungleichbehandlung gibt. Im vorliegenden Beitrag werden vier mögliche Gründe genauer untersucht: (1) Patienten mit 
psychischen Störungen sind „anders“; (2) Schutz vor Selbstgefährdung; (3) häufig nicht gegebener Lebensende-Kontext; (4) 
reduzierte Verbindlichkeit als der generell adäquatere Standard. Die Autoren kommen zum Schluss, dass Personen mit psychi-
schen Störungen vielfach durchaus in der Lage sind, eine gültige Patientenverfügung zu verfassen und genau wie andere Men-
schen ein prinzipielles und verbindliches Recht auf Selbstbestimmung haben, auch wenn sie in akuten Krisensituationen be-
sonders schutzbedürftig sind. 
 
 
Schlüsselwörter 
Patientenverfügung, Psychiatrie, Ethik, Einwilligungsfähigkeit, Autonomie, Paternalismus 
 
Abstract 
Full age patients with mental disorders and preserved decision-making capacity are increasingly interested in drafting advance 
directives. Whereas in Switzerland (as well as in Germany) advance directives are binding in principle, an advance directive is 
not binding and has only to be considered in case of involuntary admission due to a mental disorder. Thereby, the virtual aim 
of an advance directive – the anticipated self-determination – is questioned. From an ethical perspective, patients with mental 
disorders have the same rights as patients with somatic diseases. Therefore, the question arises if there are good reasons for this 
unequal treatment. In the present contribution, four possible reasons are analyzed: (1) persons with mental disorders are “dif-
ferent”; (2) protection from self-harm; (3) often not present end-of-life context; (4) reduced bindingness as the more appropri-
ate standard in general. The authors come to the conclusion that patients with mental disorders are often capable of composing 
a valid advance directive, and just as any other human being, they have a principal and binding right for self-determination, 
even though they are particularly vulnerable in crisis situations. 
 
 
Keywords 
Advance directive, psychiatry, ethics, decision-making capacity, autonomy, paternalism 
  
3 
Einleitung 
Wie für alle anderen Formen von Patientenverfügungen gelten in den deutschsprachigen Ländern auch für Patien-
tenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen die folgenden rechtlichen Minimalvoraussetzungen: Eine 
Patientenverfügung muss in schriftlicher Form vorliegen und von einer einwilligungsfähigen1, volljährigen Person 
eigenhändig unterschrieben werden. Die Anforderungen für die Verfassung einer Patientenverfügung wurden vom 
Gesetzgeber bewusst niedrig angesetzt, damit grundsätzlich alle einwilligungsfähigen Personen von dieser Mög-
lichkeit zur autonomen Vorausbestimmung Gebrauch machen können. 
 In den meisten westlichen Ländern wurden in den letzten Jahren oder Jahrzehnten auf demokratischem 
Weg Gesetze zu Gültigkeit und Anwendungsbereich von Patientenverfügungen erlassen. Seit Juni 2006 sind Pati-
entenverfügungen in Österreich, seit September 2009 in Deutschland und seit Anfang 2013 in der Schweiz auf 
nationaler Ebene gesetzlich geregelt. Gemeinsam ist den drei Gesetzen, dass der selbstbestimmte Patientenwille, 
der in Patientenverfügungen zum Ausdruck gebracht wird, für das Behandlungsteam rechtlich grundsätzlich bin-
dend ist [23], sofern der Patient zum Zeitpunkt der Abfassung einwilligungsfähig war [20]. Wichtig für die psychi-
atrische Praxis ist insbesondere, dass das Gesetz zur Regelung der Patientenverfügungen in Deutschland ausdrück-
lich keine Beschränkung der Reichweite beinhaltet, was bedeutet, dass diese nicht nur in Situationen am Lebensen-
de oder für gewisse Erkrankungsformen gelten, sondern unabhängig von der Art und dem Fortschritt einer Erkran-
kung. Diese liberale Gesetzgebung bietet somit auch die Möglichkeit für Patientenverfügungen von Personen mit 
psychischen Störungen. In der Schweiz hingegen besteht keine Befolgungspflicht und Patientenverfügungen müs-
sen lediglich berücksichtigt werden, wenn eine Person mit einer psychischen Störung im Rahmen einer Unterbrin-
gung gegen ihren Willen in eine Klinik eingewiesen wird [13]: 
 
Der Behandlungsplan wird der betroffenen Person zur Zustimmung unterbreitet. Bei einer urteilsunfähigen 
Person ist eine allfällige Patientenverfügung zu berücksichtigen. (Art. 433, Abs. 3 ZGB) 
 
 Damit hat der Gesetzgeber den Stellenwert der Patientenverfügung einer Person mit psychischer Störung 
relativiert, um zu erreichen, dass der Zweck der Unterbringung trotz vorliegender Patientenverfügung sichergestellt 
werden kann, nämlich „eine an einer psychischen Störung leidende oder geistig behinderte oder stark verwahrloste 
Person so zu behandeln und zu betreuen, wie es für diese Person aus Sicht der Fürsorge nötig ist“ [14]. 
 Die meistgenannten Inhalte von Patientenverfügungen in der Psychiatrie betreffen gemäß einer Recherche 
von Vollmann in Deutschland (1) die grundsätzliche Ablehnung therapeutischer Eingriffe wie Medikation oder 
elektrokonvulsive Therapie, (2) konkrete Ablehnung bestimmter Therapien wie z.B. bestimmter Medikamente, (3) 
Angaben zur maximalen Therapiedauer, (4) Angaben zu maximalen Medikamentendosen, (5) Behandlungszu-
stimmung unter bestimmten Bedingungen wie z.B. eine offene Station oder (6) Behandlungszustimmung beim 
Vorliegen einer spezifischen Situation wie z.B. bei akuter Suizidalität [23]. Empirische Studien aus den USA zei-
gen ein ähnliches Bild [16]: In 81% der Fälle ging es um bevorzugte Medikamente, in 64% der Fälle um nicht ge-
wünschte Medikamente, in 68% der Fälle wurden anstelle einer stationären Behandlung in einer psychiatrischen 
Klinik alternative Unterbringungsmöglichkeiten gewünscht, 89% der Patienten nannten spezifische bevorzugte 
                                                
1 Dem Rechtsbegriff der Einwilligungsfähigkeit in Deutschland entspricht der Begriff der Urteilsfähigkeit in der Schweiz [19] 
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Methoden der Deeskalation in Krisensituationen und 72% sprachen sich gegen die Anwendung elektrokonvulsiver 
Therapien aus.  
 Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen werden aktuell insbesondere in Großbri-
tannien, Irland, Deutschland, Belgien, Kanada, Neuseeland, Australien und Indien gefördert, wurden bisher jedoch 
trotzdem eher selten eingesetzt [24]. Eine randomisierte kontrollierte Studie aus den USA konnte beispielsweise 
zeigen, dass Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen weit weniger eingesetzt werden als 
Patientenverfügungen am Lebensende, dass dies jedoch nicht mit mangelndem Interesse seitens der Patienten zu 
erklären ist [18]. Obwohl 66 bis 77 Prozent der Patienten mit psychischen Störungen an einer Patientenverfügung 
interessiert waren, hatten nur 4 bis 13 Prozent tatsächlich eine solche verfasst. Zusammenfassend kann konstatiert 
werden, dass Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen zwar zunehmend anerkannt und 
rechtlich verankert sind, dass diese jedoch trotz des Engagements von Betroffenenorganisationen praktisch noch 
wenig genutzt werden.  
 Die Ursachen für die geringe Anzahl der Patienten mit psychischen Störungen, die von der Möglichkeit 
einer Patientenverfügung Gebrauch machen, sind vielfältig [15]. In empirischen Befragungen von Personen mit 
psychischen Störungen, deren Angehörigen und behandelnden Fachpersonen wurden folgende Ursachen besonders 
häufig genannt: Schwierigkeiten im Verständnis und in der Komplexität des Verfassens von Patientenverfügungen, 
Zweifel am konkreten Nutzen und fehlende Kontakte mit vertrauten Personen, die als stellvertretende Entschei-
dungsträger fungieren könnten [18, 21]. Um solchen Schwierigkeiten zu begegnen, können gezielte Informations- 
und Trainings-Angebote hilfreich sein [9]. Es konnte zudem in einer kontrollierten randomisierten Studie gezeigt 
werden, dass fachliche Begleitung bei der Verfassung eine zuverlässige Methode ist, damit Patienten mit psychi-
schen Störungen eine Patientenverfügung fertigstellen können und damit die Patientenverfügung hilfreiche Inhalte 
hinsichtlich der relevanten Behandlungswünsche enthält [18]. 
 
Die eingeschränkte Verbindlichkeit von Patientenverfügungen bei untergebrachten Personen mit psychi-
schen Störungen in der Schweiz: ungerechtfertigte Ungleichbehandlung oder Differenzierung aus guten 
Gründen? 
Aus theoretisch-ethischer Perspektive ist klar, dass Patienten mit psychischen Störungen im Grundsatz die gleichen 
Rechte mit Blick auf die Ausübung ihrer Selbstbestimmung haben wie somatische Patienten. Folglich ist eine Un-
gleichbehandlung von Personen mit psychischen Störungen versus somatischer Patienten hinsichtlich der Verbind-
lichkeit einer Patientenverfügung nur dann gerechtfertigt, wenn es gute Gründe dafür gibt.  
 
Patienten mit psychischen Störungen sind „anders“ 
 Ein Grund für eine solche Ungleichbehandlung könnte sein, wenn Personen mit psychischen Störungen mit 
Blick auf ihre Einwilligungsfähigkeit generell „anders“ wären als Patienten mit somatischen Erkrankungen. Dass 
eine Person bei der Abfassung einer Patientenverfügung einwilligungsfähig sein muss, ist eine grundlegende Gül-
tigkeitsvoraussetzung. Bestehen begründete Zweifel an der Einwilligungsfähigkeit einer Person, muss diese durch 
eine ärztliche Fachperson überprüft werden [6, 23]. Oft wird argumentiert, dass Personen mit psychischen Störun-
gen besonders häufig einwilligungsunfähig seien und dass dies ein Grund dafür sei, weshalb Patientenverfügungen 
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von Personen mit psychischen Störungen nicht bindend sein sollten. Dieses Argument kann unter Bezugnahme auf 
empirische Studien klar widerlegt werden: Obwohl bis zu einem Viertel der psychiatrischen Konsultationen in 
allgemeinmedizinischen Krankenhäusern die Frage nach der Einwilligungsfähigkeit beinhalten [8], und obwohl 
jede Erkrankung, bei der psychische Funktionen betroffen sind, potentiell mit Einwilligungsunfähigkeit einherge-
hen kann [1], wurde empirisch gezeigt, dass die Einwilligungsfähigkeit bei den meisten Personen mit einer psychi-
schen Störung erhalten ist [22]. Grisso und Appelbaum fanden in einer Studie mit mehreren hundert Teilnehmern, 
dass ca. 24% der Patienten mit einer depressiven Störung und ca. 52% der Patienten mit einer Schizophrenie als 
einwilligungsunfähig beurteilt wurden [5, 17]. Bei Patienten mit Demenzen ist der Anteil an einwilligungsunfähi-
gen Personen hingegen deutlich höher. Bei schweren Demenzen ist es die Norm, dass eine deutliche Mehrheit der 
Patienten für medizinische Entscheidungen einwilligungsunfähig ist und bei milden bis mittelgradigen Demenzen 
sind es immer noch über die Hälfte [11]. Bei Patienten mit Demenzen kann die Einwilligungsfähigkeit über die 
Zeit in Abhängigkeit von kognitiven Fluktuationen zudem deutlich schwanken [19]. Zusammenfassend kann und 
darf also von einer vorliegenden psychischen Störung nicht direkt auf die Einwilligungsunfähigkeit einer Person 
geschlossen werden. Dies bedeutet gleichzeitig, dass Patienten mit psychischen Störungen mit (erhaltenen) kogni-
tiven Fähigkeiten meistens auch in der Lage sind, eine Patientenverfügung zu verfassen. Somit gibt es bezüglich 
Einwilligungsfähigkeit keine empirische Grundlage, um Patienten mit psychischen Störungen im Gegensatz zu 
somatischen Patienten pauschal das Recht abzusprechen, eine verbindliche Patientenverfügung zu verfassen. 
 
Schutz vor Selbstgefährdung 
 Als weiterer Grund für eine Ungleichbehandlung könnte angeführt werden, dass Inhalte einer Patientenver-
fügung von Personen mit psychischen Störungen die Behandlung signifikant erschweren würden. Beispielsweise 
kann die Ablehnung jeglicher Neuroleptika in einer Patientenverfügung die Behandlung einer psychotischen Epi-
sode erschweren oder gar verunmöglichen. Die ethische Überlegung, dass hier das Prinzip der Fürsorge höher ge-
wichtet werden sollte als das Prinzip des Respekts vor der Autonomie rechtfertigt jedoch keinen starken Paterna-
lismus gegenüber einer Person, die in einem einwilligungsfähigen Zustand eine Patientenverfügung verfasst hat.  
 Zusammenhängend mit der oben genannten Befürchtung einer erschwerten Behandlung könnte angeführt 
werden, dass durch Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen Bemühungen zur Unterbrin-
gung von Patienten zum Schutz vor Selbstgefährdung unterlaufen werden könnten. Akute oder latente Selbstge-
fährdung galten traditionellerweise als Rechtfertigungsgrund für paternalistisches Eingreifen in der Psychiatrie und 
dieser „Fürsorge vor Autonomie“-Reflex ist auch in der heutigen Praxis noch teilweise präsent. Dies widerspiegelt 
sich in noch heute gültigen Gesetzesbestimmungen, die besagen, dass für eine Unterbringung gegen den Willen 
einer Person deren Einwilligungsfähigkeit keine Rolle spielt. Der entsprechende Gesetzestext im Schweizerischen 
Zivilgesetzbuch lautet: 
 
Eine Person, die an einer psychischen Störung oder an geistiger Behinderung leidet oder schwer verwahrlost ist, darf 
in einer geeigneten Einrichtung untergebracht werden, wenn die nötige Behandlung oder Betreuung nicht anders er-
folgen kann.“ (Art. 426, Abs 1 ZGB) 
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Unter Juristen, Medizinern und Ethikern besteht kein Konsens darüber, ob eine Unterbringung einer – nota bene 
einwilligungsfähigen – Person gegen deren Willen zum Schutz vor Selbstschädigung überhaupt zu rechtfertigen ist. 
Von der Unterbringung abgesehen, wird es in anderen Bereichen der einwilligungsfähigen Person überlassen, in-
wieweit sie sich selbst körperlich und psychisch schädigen will. Patientenverfügungen irgendwelcher Art können 
Anweisungen zur Ablehnung medizinischer Maßnahmen enthalten und werden berücksichtigt, auch wenn diese aus 
der Perspektive medizinischer Fachpersonen per se als selbstschädigend angesehen werden. Dabei gilt im schwei-
zerischen wie auch im deutschen Recht der Grundsatz der straflosen Selbstschädigung.2 In einer freiheitlichen 
Rechtsordnung ist der Einzelne nicht vor sich selbst, sondern nur vor anderen zu schützen. Als Beispiele kann auf 
die Straflosigkeit des Suizid(versuch)s, von Zigarettenkonsum oder Risikosportarten verwiesen werden. 
 
Häufig nicht gegebener Lebensende-Kontext 
 Ein weiterer Grund für eine Ungleichbehandlung psychiatrischer und somatischer Patienten hinsichtlich der 
Verbindlichkeit von Patientenverfügungen könnte sein, dass sich Patientenverfügungen von somatischen Patienten 
besonders oft auf medizinische Situationen am Lebensende beziehen, wohingegen Patientenverfügungen von Per-
sonen mit psychischen Störungen häufiger therapeutische Interventionen beinhalten. Das nahende Lebensende 
kann jedoch ebenfalls kein Kriterium für die Verbindlichkeit einer Patientenverfügung sein. Unter Umständen 
könnte die Fähigkeit, künftige Situationen zu antizipieren bei Patienten mit psychischen Störungen sogar besser 
sein, da diese in der Vergangenheit bereits eine oder mehrere akute Episoden ihrer Störung erlebt haben. Der epi-
sodische oder rezidivierende Verlauf in dem Sinne bildet sogar ein Merkmal einiger prominenter psychischer Stö-
rungen. So verlaufen etwa die depressive Störung, die bipolare Störung oder teilweise auch psychische Störungen 
aus dem schizophrenen Formenkreis episodisch. Patienten können mental in relativ symptomfreien Intervallen 
prinzipiell auf Erfahrungen in akuten Episoden zurückgreifen und durchgeführte therapeutische Behandlungen oder 
Zwangsmaßnahmen retrospektiv kritisch reflektieren und bewerten. Einschränkend muss festgehalten werden, dass 
sich die Gedächtnisfunktionen bei der depressiven Störung oder bei Schizophrenie-Spektrum-Störungen mit jeder 
zusätzlichen Episode verringern wobei das autobiografische Gedächtnis im Allgemeinen länger erhalten bleibt als 
das episodische [2, 12]. 
 
Die reduzierte Verbindlichkeit als der generell adäquatere Standard 
Schliesslich könnte man argumentieren, dass es in der Psychiatrie besser als für den Bereich der somatischen Me-
dizin gelungen ist, eine Balance zwischen Respekt vor der Autonomie des Patienten und der gebotenen Fürsorge zu 
finden. Von daher sollte eher die Verbindlichkeit der Patientenverfügung auch im Bereich der somatischen Medizin 
zurückgenommen als umgekehrt eine Aufwertung der Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Stö-
rungen gefordert werden.  
 Es ist unbestritten, dass eine klare rechtliche Verbindlichkeit der Patientenverfügung eine fachgerechte, 
konsistente und am unmittelbaren Patientenwohl orientierte Behandlung erschweren kann. Allerdings entspricht die 
Massgabe, dass medizinische Interventionen wenn immer möglich durch den geäusserten, antizipierten oder mut-
masslichen Patientenwillen gedeckt sein müssen, dem aktuellen gesellschaftlichen Konsens. Statt den Status von 
                                                
2 BGE 134 IV 149 E.4.5; BGE 131 IV 1 E. 3.3. 
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Patientenverfügungen zurückzunehmen, wäre in diesem Sinne eher auf eine bessere Beratung bei der Abfassung 
von Verfügungen hinzuwirken, so dass diese schlüssig und konzise die Vorstellungen des Patienten vermittelt.   
  Dennoch ist der in der Medizin vielfach präsente Impuls, Leben zu retten und durch medizinische Inter-
ventionen zu heilen, als Ausdruck einer fürsorglichen Haltung und womöglich auch als Korrektiv vor einer – eben-
falls unerwünschten - reinen Dienstleistungsmentalität zu würdigen. Idealerweise können medizinischer Rat und 
Selbstbestimmung des Patienten so ineinander greifen, dass eine Patientenverfügung nicht als ebenso unzulängliche 
wie fehlplatzierte Instruktion wahrgenommen wird.   
 
Fazit 
Es ist einleuchtend, dass Gesundheitsfachpersonen einer Patientenverfügung grundsätzlich entsprechen müssen, 
ausser wenn diese gegen gesetzliche Vorschriften verstösst oder wenn begründete Zweifel bestehen, dass diese auf 
freiem Willen beruht oder dem mutmasslichen Willen des Patienten entspricht. In der Schweiz sind Patientenverfü-
gungen nach dem Kindes- und Erwachsenenschutzrecht im Gegensatz zu Deutschland jedoch nur bei somatischen 
Erkrankungen verbindlich. Fachpersonen müssen Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen 
im Behandlungsplan lediglich berücksichtigen, wenn eine Person im Rahmen einer Unterbringung gegen ihren 
Willen in eine Klinik eingewiesen wird. 
Obwohl der Gesetzgeber damit intendiert hat, dass eine an einer psychischen Störung leidende oder stark verwahr-
loste Person so behandelt und betreut werden kann, „wie es für diese Person aus Sicht der Fürsorge nötig ist“ [14], 
gibt es – wie bereits ausgeführt – keinen weiteren ethisch zu rechtfertigenden Grund, weshalb Patientenverfügung-
en nicht auch für Patienten mit psychischen Störungen verbindlich sein sollten, wenn sie die formalen Anforder-
ungen inklusive Einwilligungsfähigkeit erfüllen. Die Voraussetzungen und der Mechanismus, gemäss denen eine 
Patientenverfügung in Kraft tritt, sind für psychische und somatische Erkrankungen dieselben. Betrachtet man 
beispielsweise die Ablehnung einer medizinisch indizierten Behandlung in einer Patientenverfügung, so entsteht 
aus medizinischer Sicht in beiden Fällen ein Gesundheitsschaden, ob nun eine psychische oder eine somatische 
Erkrankung vorliegt. Eine solche Selbstschädigung durch Ablehnung einer indizierten medizinischen Behandlung 
wird einer einwilligungsfähigen Person normalerweise jedoch zugestanden; weshalb sollte es in einer Patienten-
verfügung anders sein, die eine Person mit einer psychischen Störung zu einer Zeit verfasst hat, in der sie einwil-
ligungsfähig war? 
 Wenn Patientenverfügungen von Personen mit psychischen Störungen im Gegensatz zu Patientenverfü-
gungen in der somatischen Medizin lediglich berücksichtigt werden müssen und nicht verbindlich sind, führt dies 
zu einer zusätzlichen Stigmatisierung einer Patientengruppe, die erstens besonders vulnerabel ist und zweitens per 
se bereits mit Stigmatisierung und Diskriminierung zu kämpfen hat [4]. Patientenverfügungen von Personen mit 
psychischen Störungen für verbindlich zu erklären hat deshalb einerseits das Potential einer solchen Stigmatisie-
rung und Diskriminierung entgegenzuwirken. Andererseits könnten damit Verbesserungen in der Patientenversor-
gung erreicht werden.  
 Wie auch die Möglichkeit des assistierten Suizids den Ausbau der Palliative Care beflügelt haben mag, so 
wird es vielleicht einen ähnlichen Effekt in der Psychiatrie geben, wenn Patientenverfügungen von Personen mit 
psychischen Störungen verbindlich sind; im Sinne von Autonomieförderung, Reduktion von Zwangseinweisungen 
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und Zwangsmaßnahmen oder Verbesserung der therapeutischen Beziehung. Dass es durch die Verbindlichkeit von 
Patientenverfügungen bei Personen mit psychischen Störungen zu (1) Autonomieförderung, (2) Rückfallpräventi-
on, (3) Reduktion von Zwangseinweisungen und (4) Zwangsmaßnahmen, (5) Kosteneffizienz (6) einer Verbesse-
rung der therapeutischen Beziehung und (7) zu einer verbesserten Beziehung zwischen Patienten und Angehörigen 
kommt [10] sind jedoch Hypothesen, die einer empirischen Bestätigung bedürfen. 
 Der Gefahr eines paternalistischen Umgangs mit Patientenverfügungen besteht weiter und sollte ernst ge-
nommen werden. Aufgrund der besonderen Vulnerabilität von Patienten mit psychischen Störungen, gilt dies ins-
besondere für den Bereich der Patientenverfügungen. Ein nützliches Instrument der Vorausplanung kann in diesem 
Zusammenhang das Advance Care Planning zusammen mit der behandelnden Fachperson sein, wo eine Überein-
stimmung der Patientenwünsche mit medizinisch indizierten zukünftigen Interventionen angestrebt wird [7]. Dar-
über hinaus ist es wünschenswert, dass eine entsprechende Schulung Teil der Aus- und Fortbildung der psychiatri-
schen Fachärzte und weiterer psychiatrischer Fachpersonen wird. Das eigentliche Ziel einer Patientenverfügung – 
die Stärkung der Patientenautonomie – sollte bei deren Umsetzung nie aus den Augen verloren werden.  
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